
Entscheidungen Strafrecht

Strafzumessung bei auslåndischen

Vorverurteilungen

StGB § 46

Auslåndische Verurteilungen kænnen im Rahmen der
Strafzumessung nur dann zum Nachteil des Angeklagten
Berçcksichtigung finden, wenn die zugrundeliegenden
Taten auch nach deutschem Recht strafbar wåren und
noch keine Tilgungsreife eingetreten wåre.

OLG Kæln, Beschl. v. 13.11.2015 – 1 RVs 205/15

Aus den Grçnden: II. [...] 2. Allerdings hålt das angefochtene
Urt. im Ausspruch çber die Rechtsfolge sachlich-rechtlicher Nach-
prçfung nicht stand. Zur Strafzumessung ist – soweit hier von Be-
lang – ausgefçhrt:

»Zu Lasten des Angekl. ist festzuhalten, dass er gleich drei Taten
begangen hat, dass die Begehungsweise – das serielle Aufbohren von
Terrassentçren mit dafçr geeignetem Werkzeug, wobei gleich meh-
rere Tatobjekte in engem ærtlichen Zusammenhang und kurzer
zeitlicher Folge angegangen wurden – auf ein çberdurchschnittli-
ches Maß an Professionalitåt schließen låsst und dass der Angekl.,
wenn auch nicht in der Bundesrepublik, bereits erheblich straf-
rechtlich in Erscheinung getreten ist, u.a. einschlågig in Belgien,
wo er wegen eines im Jahr 2012 begangenen Diebstahls (wenn
auch nach der Begehung der hier abzuurteilenden Tat, nåmlich
im Jahr 2014) immerhin zu einer kurzen Freiheitsstrafe von 4 M.
verurteilt wurde, darçber hinaus wurde im Jahr 2005 in seinem
Heimatland Lettland (scil.: wegen »Illegal Activities with Financial
Instruments and Means of Payment«) eine hohe mehrjåhrige Haft-
strafe (scil.: 5 J. 1 M., die bis zum 19.06.2009 græßtenteils voll-
streckt wurden) gegen ihn verhångt. Der Kammer war es nicht
mæglich, die den Verurteilungen zu Grunde liegenden Sachverhalte
genauer zu eruieren. Zu Gunsten des Angekl. ist deshalb davon
ausgegangen worden, dass die Tat(en), die der Verurteilung in Lett-
land zu Grunde lagen, in Deutschland wesentlich milder bestraft
wçrden. (...)«

Diese Erwågungen begegnen durchgreifenden rechtlichen Beden-
ken, soweit zum Nachteil des Angekl. auslåndische Verurteilungen
verwertet worden sind.

a) Zwar dçrfen bei der Strafzumessung auch rechtskråftige auslån-
dische Vorstrafen berçcksichtigt werden, selbst wenn sie nicht in
das Bundeszentralregister eingetragen worden sind (vgl. 54 BZRG).
Sie sind zur Bewertung des Vorlebens des Tåters i.S.d. § 46
Abs. 2 StGB relevant (BGH NStZ-RR 2012, 305 = StV 2012,
149; BGH NStZ-RR 2007, 368 = StV 2007, 632 = StraFo 2007,
422; Sch/Sch-StGB/Stree/Kinzig, 29. Aufl. 2014, § 46 Rn. 32;
LK-StGB/Theune, 12. Aufl. 2006, § 46 Rn. 174). In einem Mit-
gliedsstaat der Europåischen Union ergangene Verurteilungen mçs-
sen grundsåtzlich sogar »mit gleichwertigen tatsåchlichen bzw. ver-
fahrens- und materiell-rechtlichen Wirkungen versehen werden wie
denjenigen, die das innerstaatliche Recht den im Inland ergangenen
Verurteilungen zuerkennt« (vgl. Art. 3 I i.V.m. Nr. 5 der Erwå-
gungsgrçnde des Rahmenbeschlusses 2008/675/JI des Rates der
Europåischen Union v. 24.07.2008 zur Berçcksichtigung der in an-
deren Mitgliedsstaaten der Europåischen Union ergangenen Verur-
teilungen in einem neuen Strafverfahren und hierzu BGH NStZ
2012, 305; Fischer, StGB, 62. Aufl. 2015, § 46 Rn. 38a). Voraus-
setzung der Verwertung ist allerdings, dass die Tat nach deutschem
Recht strafbar und, wçrde es sich um eine Verurteilung nach deut-
schem Recht handeln, nicht tilgungsreif wåre. Die bloße Tatbe-
zeichnung der lettischen Verurteilung in englischer Sprache mit
»Illegal Activities with Financial Instruments and Means of Pay-
ment« erlaubt mangels nåherer Feststellungen zum abgeurteilten

Tatgeschehen nicht die sichere Beurteilung, dass die Tat auch
nach deutschem Strafrecht strafbar wåre. [...]

b) Die Einschlågigkeit der belgischen Verurteilung wird von der
BerufungsStrK mangels Darstellung des zugrunde liegenden Sach-
verhalts gleichfalls nicht belegt. Hinzu kommt, dass eine nach den
verfahrensgegenståndlichen Taten ergangene Verurteilung grund-
såtzlich nur dann strafschårfend berçcksichtigt werden darf, wenn
die dieser Verurteilung zugrunde liegende Straftat nach ihrer Art
und nach der Persænlichkeit des Tåters auf Rechtsfeindschaft, Ge-
fåhrlichkeit und die Gefahr kçnftiger Rechtsbrçche schließen låsst
(BGH NStZ 2007, 150). Auch hierzu fehlen Feststellungen im Urt.
[...]

Kurze Freiheitsstrafe

StGB §§ 47 Abs. 1, 263

1. Nach der in § 47 Abs. 1 StGB zum Ausdruck kommen-
den gesetzgeberischen Grundentscheidung soll die Ver-
hångung kurzfristiger Freiheitsstrafen weitgehend zu-
rçckgedrångt werden und nur noch ausnahmsweise un-
ter ganz besonderen Umstånden in Betracht kommen.

2. Die Verhångung einer Freiheitsstrafe unter sechs Mo-
naten kann danach regelmåßig nur dann Bestand haben,
wenn sie sich aufgrund einer Gesamtwçrdigung aller die
Tat und den Tåter kennzeichnenden Umstånde als unver-
zichtbar erweist; dabei sind auch die zugunsten des An-
geklagten sprechenden Umstånde zu berçcksichtigen.
(amtl. Leitsåtze)

OLG Hamm, Beschl. v. 08.03.2016 – 3 RVs 12/16

Aus den Grçnden: II. Die zulåssige Revision hat den im Tenor
bezeichneten zumindest vorlåufigen Erfolg. [...]

2. a) Allerdings hålt die Nachprçfung des angefochtenen Urt. hin-
sichtlich der Bemessung der Einzelstrafen fçr die im Tenor bezeich-
neten vier Versuchstaten und im Ausspruch çber die Gesamtstrafe
der revisionsrechtlichen Nachprçfung nicht Stand. Fçr die im Te-
nor genannten Taten v. 29.05.2013, v. 30.05.2013, von Anfang
Juni 2013 und v. 06.06.2013 zum Nachteil der Geschådigten K,
P, K2 und L hat die StrK jeweils Einzelstrafen von je 4 M. gem.
§§ 263 Abs. 3, Abs. 2, 23 Abs. 2, 49 Abs. 1 StGB aus dem – ge-
milderten – Strafrahmen von 1 M. bis zu 7 J. 6 M. verhångt.

Die Verhångung von Einzelstrafen unter 6 M. in den vorge-
nannten Fållen hat das Berufungsgericht gem. § 47 Abs. 1
StGB fçr unerlåsslich gehalten, da unter dem Gesichtspunkt
der Spezialpråvention der Strafzweck »zur Einwirkung auf
den Tåter« durch eine Geldstrafe nicht (mehr) zu erreichen
und aus diesem Grunde jeweils eine Freiheitsstrafe unver-
zichtbar sei, um den Angekl. dazu zu bringen, in Zukunft
nicht mehr straffållig zu werden. Insoweit hat das Berufungs-
gericht ausgefçhrt, dass der Angekl. erst kurz zuvor die zwei
Straftaten, die Gegenstand seiner Verurteilung durch das AG
Minden v. 06.03.2015 waren, vollumfånglich eingeråumt
habe und ihm daher bekannt gewesen sei, dass es nahezu si-
cher zu einer strafrechtlichen Sanktionierung kommen wer-
de. Ungeachtet dessen habe er weitere Straftaten begangen.

b) Strafzumessungserwågungen des Tatrichters kann das Re-
visionsgericht nur dahin prçfen, ob sie in sich fehlerhaft sind,
das Tatgericht rechtlich anerkannte Strafzwecke außer Acht
gelassen hat oder sich die Strafe von ihrer Bestimmung, ge-
rechter Schuldausgleich zu sein, gelæst hat, so dass sie sich
nicht mehr innerhalb des Spielraums befindet, der dem Tat-
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